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Macht zu verdrängen. Die oppositionelle 
 liberalkonservative Bürgerkoalition (KO) des 
früheren Regierungschefs hat in den Umfra-
gen ein paar Prozentpunkte Rückstand auf 
die PiS, konnte zuletzt aber zulegen und 
hofft darauf, nach der Wahl ein Dreierbünd-
nis mit dem konservativ-proeuropäischen 
Dritten Weg und den Linken schmieden zu 
können. 

Mitten in den Wahlkampfendspurt platz-
te die Nachricht vom Rücktritt zweier hoch-
rangiger Militärs. Der Generalstabschef und 
der Chef des Einsatzführungskommandos 
gaben am Dienstag ihre Posten ab. Während 
offiziell keine Gründe genannt wurden, be-
richteten polnische Medien über einen tief-
gehenden Konflikt der beiden Militärchefs 
mit Verteidigungsminister Mariusz Bla-

szczak. Sie hätten sich unter anderem Versu-
chen zur Einbindung der Armee in den Wahl-
kampf widersetzt. Die oppositionelle Neue 
Linke forderte den Rücktritt des Ministers.

Die Wahl „ist äußerst hart umkämpft und 
ausgeglichen“, schrieb kürzlich der Politik-
professor Aleks Szczerbiak von der Universi-
ty of Sussex in einem Blog. Für viele sei „dies 
die wichtigste Wahl seit 1989“, sagte die Poli-
tikprofessorin Dorota Dakowska, die an der 
Universität Sciences Po in Aix-en-Provence 
lehrt. Denn auf dem Spiel stehe die „Zukunft 
Polens als Demokratie und Rechtsstaat“.

Die Opposition versuchte im Wahlkampf 
unter anderem mit Kritik an der Wirtschafts-
politik der Regierung zu punkten. Die Infla-
tion in Polen ist nach wie vor relativ hoch 
und wird nach Prognosen der EU im Jahr 

B angen in Berlin, Brüssel und Kiew: Bei 
der Parlamentswahl am Sonntag in 
Polen entscheidet sich, ob das Land 

wieder näher an Deutschland und die EU he-
ranrückt oder ob Warschau seinen Konfron-
tationskurs fortsetzt. Auch für die Ukraine 
steht viel auf dem Spiel. Bislang konnte sich 
Kiew auf die Unterstützung des Nachbarlan-
des verlassen – zuletzt ging die polnische 
Regierung aber auf Distanz zu Kiew.

Die rechtsnationalistische Regierungs-
partei PiS führte die Umfragen zur Wahl zu-
letzt mit 32 bis 34 Prozent an, sie dürfte im 
Falle eines Wahlsiegs aber auf einen Koali-
tionspartner angewiesen sein. Spekuliert 
wird über ein Bündnis mit der rechtsextre-
men Konförderationspartei, die ein Ende der 
Hilfen für die Ukraine fordert.

Zwei Rücktritte kurz vor der Wahl 
Der proeuropäische Oppositionsführer Do-
nald Tusk hat sich derweil zum Ziel gesetzt, 
die von seinem Erzfeind Jaroslaw Kaczynski 
angeführte PiS nach acht Jahren von der 

2023 bei 11,4 Prozent liegen, während das 
Wirtschaftswachstum mit 0,5 Prozent 
schwach ausfällt.

Die PiS fokussierte sich auf die nationale 
Sicherheit und setzte auf persönliche An-
griffe gegen Tusk. PiS-Chef und Vizeminis-
terpräsident Kaczynski nannte Tusk die 
„Personifizierung des Bösen“. Die OSZE 
konstatierte ein „stark polarisiertes“ Wahl-
umfeld in Polen. 

Die PiS-Regierung führt seit Jahren einen 
Machtkampf mit Brüssel wegen ihrer Justiz-
reform, die Kritiker als Angriff auf Rechts-
staatlichkeit und Demokratie verurteilen. 
Auch in der Flüchtlingspolitik liegt die Re-
gierung in Warschau mit Brüssel über Kreuz. 
Die Beziehungen zu Deutschland sind seit 
Jahren angespannt. Die PiS schürte im Wahl-
kampf eine antideutsche Stimmung und be-
schuldigte Tusk, eine Marionette Berlins zu 
sein.

Bleibt Warschau Kiews Verbündeter? 
Die Ukraine und ihre westlichen Verbünde-
ten blicken derweil mit Sorge darauf, ob 
Polen ein Schlüsselland für die Unterstüt-
zung Kiews im Krieg gegen Russland bleibt. 
Warschau ist bislang ein wichtiger Verbün-
deter Kiews. Polen hat mehr als eine Million 
Flüchtlinge aufgenommen und leistete Kiew 
Militärhilfe. Zudem ist es ein wichtiges Tran-
sitland für Lieferungen an die Ukraine. AFP

Tusk will Kaczynski von der Macht verdrängen
Bei der Wahl in Polen entscheidet 
sich auch der künftige Kurs 
gegenüber EU und Ukraine. 
Der proeuropäische Donald Tusk 
kämpft gegen die regierende PiS.

PiS-Vorsitzender Kaczynski Foto: dpa/Hubert MathisOppositionsführer Tusk Foto: dpa/Zbigniew Meissner

Von Andreas Müller 

P aukenschlag in der Affäre um den vom 
Vorwurf der sexuellen Nötigung frei-
gesprochenen Inspekteur der Polizei: 

Die Staatsanwaltschaft Stuttgart ermittelt 
gegen Andreas Renner (50) jetzt wegen des 
Verdachts der Bestechlichkeit. Ein Sprecher 
bestätigte unserer Zeitung die Einleitung 
eines entsprechenden Verfahrens, nannte 
aber keine Einzelheiten dazu. 

Hintergrund ist ein Video-Telefonat, das 
der ranghöchste Polizist nach dem Kneipen-
abend mit jener jungen Kollegin geführt hat-
te, die ihn beschuldigt hatte. Darin soll er 
sinngemäß gesagt haben, eine private Bezie-
hung mit ihm werde der 
Hauptkommissarin be-
ruflich auf keinen Fall 
schaden. Er werde sie 
vielmehr sicher durch die 
Aufstiegsprüfung für den 
höheren Dienst bringen. 

Wie früher schon die 
Beamtin sieht darin nun 
auch die Staatsanwalt-
schaft einen Anfangsverdacht auf Bestech-
lichkeit. Strafbar ist es nach dem einschlägi-
gen Paragrafen, wenn ein Amtsträger sich 
für eine Diensthandlung einen Vorteil ver-
sprechen lässt und dadurch seine Pflichten 
verletzen würde. Bereits zu Beginn des Ver-
fahrens gegen Renner hatte die Staatsan-
waltschaft dies geprüft, aber keinen Ver-
dacht gesehen. Daraufhin versuchte die Be-
amtin, wegen des Telefonats über das Ober-
landesgericht (OLG) Ermittlungen zu er-
zwingen – wegen Nötigung und Bestechlich-
keit. Das OLG wies dies ebenso aus formalen 
Gründen zurück wie den Antrag des Inspek-
teurs, gegen die Frau wegen des heimlichen 
Mitschnitts zu ermitteln. 

Nach Ansicht des OLG war die Beamtin 
nicht befugt, einen Antrag auf Klageerzwin-
gung zu stellen. Sie sei nämlich nicht „Ver-
letzte“ der behaupteten Straftat. Der ent-
sprechende Paragraf schütze keine Indivi-
dualinteressen, „sondern das Vertrauen der 
Allgemeinheit in die Lauterkeit des öffentli-
chen Dienstes“. 

Bei der Aufnahme der neuen Ermittlun-
gen könnte auch das Urteil des Landgerichts 
Stuttgart eine Rolle spielen, das Renner vom 
Vorwurf der sexuellen Nötigung freigespro-
chen hatte. In der schriftlichen Begründung 
wird dem Vernehmen nach der Verdacht der 
Bestechlichkeit kurz thematisiert. Das Urteil 
wird bisher unter Verschluss gehalten, ein 
Antrag unserer Zeitung auf Herausgabe blieb 
bisher ohne Reaktion.  Von Renners Anwäl-
ten war zunächst keine Stellungnahme zu 
den neuen Ermittlungen zu erhalten. Wegen 
zweier weiterer  Vorwürfe sind noch Verfah-
ren gegen ihn anhängig. 

Renner nun auch 
im Visier wegen    
Bestechlichkeit
Die Staatsanwaltschaft Stuttgart 
hat neue Ermittlungen gegen 
den Inspekteur der Polizei eingeleitet. 

Es geht um 
ein Telefonat, 
in dem der 
Chef Hilfe 
beim 
Aufstieg 
versprach.ten, die Herr Frei vorgeschlagen hat?

Kubicki: Wer Kontingente schafft, muss aus-
wählen. Wollen Sie deutsche Beamte nach 
Syrien schicken, um zu entscheiden, wer 
kommen darf? Wer nicht ausgewählt wird, 
wird sich dennoch auf den Weg machen und 
steht dann vor unseren Grenzen. Und finden 
wir überhaupt genug EU-Staaten, die bereit 
wären, Kontingente aufzunehmen? Herr 
Frei, Sie werden Ihre tollen Ideen nicht um-
setzen können. Ich bin dafür, dass wir statt-
dessen unser bestehendes Asylrecht endlich 
anwenden. Darüber sprechen Bund und Län-
der ja auch schon – zum Beispiel bei Sach-
leistungen. Im Asylbewerberleistungsgesetz 
ist das Sachleistungsprinzip vorrangig vor 
der Geldleistung. Es hält sich nur niemand 
daran.

Außer den Sachleistungen: Woran den-
ken Sie noch?
Kubicki: Um die Verfahren zu beschleunigen, 
könnten wir mit Rechtswegeverkürzungen 
arbeiten und das Verfahren auf eine Instanz 
begrenzen. Dann muss für die Abgelehnten 
auch die Konsequenz folgen, für die Abschie-
bungen sind auch die Länder zuständig. Da 
richten sich auch Fragen an die CDU. Herr 
Frei, wie wär’s, wenn Sie auf Länderebene 
erst mal das umsetzen, was überhaupt mög-
lich wäre?

Frei: Wer als Asylbewerber nach Deutschland 
oder Europa kommt, ohne Kontingent-
flüchtling zu sein, muss wissen: Er bekommt 
keine sozialen Leistungen, hat keine Mög-
lichkeit des Familiennachzugs, hat keine 
Arbeitsmöglichkeiten, keinen Zugang zum 
Gesundheitssystem. Und ihn sollte die 
 Abschiebung in ein sicheres Drittland er -
warten.

 Kriege, Krisen, Klimawandel: Künftig 
werden noch mehr Menschen nach 
Europa fliehen. Ist nicht auch wahr, dass 
es für dieses Problem keine schnellen 
Lösungen geben kann – und dass wir 
lernen müssen, damit zu leben?
Kubicki: Wenn ich das glaubte, müsste ich 
aufhören, Politik zu machen. Soll ich unserer 
Bevölkerung erklären, dass wir unsere eige-
nen Grenzen nicht mehr schützen können? 
Dann kann ich gleich nach Hause gehen. Wir 
haben nicht genug Wohnungen, nicht genug 
Kitaplätze, nicht genug Lehrer, um diesen 
Zuzug zu bewältigen. Die Politik muss darauf 
reagieren. Den Zustand einfach hinzuneh-
men wäre ein Konjunkturprogramm für die 
AfD. Das demokratische System muss zei-
gen, dass es die Probleme, vor denen wir ste-
hen, auch lösen kann. 
Frei: Erlauben Sie mir etwas Polemik: Wir 
glauben, die Erderwärmung aufhalten zu 
können, sind aber nicht in der Lage, einen 
Migrationsstrom zu kontrollieren? Um nur 
ein Beispiel für wirksame Maßnahmen zu 
geben: An der deutsch-österreichischen 
Grenze, wo stationär kontrolliert wird, waren 
4489 Zurückweisungen allein im ersten 
Halbjahr 2023 möglich. Das brauchen wir 
auch an der deutsch-polnischen und 
deutsch-tschechischen Grenze. Das zeigt, 
dass Politik durchaus etwas erreichen kann. 
Fest steht: So, wie es ist, kann es nicht 
 bleiben. 

Das Gespräch führten Rebekka Wiese 
und Norbert Wallet.

W ie kann man die Belastung der 
Kommunen durch die vielen 
Flüchtlinge reduzieren? Muss man 

ganz groß denken und das Individualrecht 
auf Asyl abschaffen, oder sollte man sich auf 
das praktisch schnell Machbare konzentrie-
ren? Darüber streiten im Gespräch mit unse-
rer Zeitung der CDU-Politiker Thorsten Frei 
und Bundestags-Vizepräsident  Wolfgang 
Kubicki (FDP). 

Herr Kubicki, Herr Frei, wir möchten mit 
Ihnen darüber sprechen, wie sich die 
Migration nach Deutschland besser re-
gulieren lässt. Dazu haben Sie, Herr Frei, 
einen weitgehenden Vorschlag vorge-
legt. Wie sieht der aus?
Frei: Unser Asylrecht ist weder besonders hu-
man, noch erlaubt es uns die Kontrolle und 
Begrenzung der Migration auf ein vernünfti-
ges Maß. Auf der einen Seite ertrinken Tau-
sende im Mittelmeer, und es kommen vor al-
lem junge, gesunde Männer. Auf der anderen 
Seite müssen wir feststellen: Es gelingt uns 
nicht mehr, zwischen Schutzbedürftigen 
und Wirtschaftsmigranten zu unterschei-
den. Am Ende des großen Asylprozesses 
steht faktisch immer ein Ergebnis: Die Men-
schen können sich in Europa das Land ihres 
Aufenthaltes frei aussuchen, und wer es ein-
mal nach Europa geschafft hat, kann bleiben, 
gleichgültig, ob er schutzbedürftig ist oder 
aus ökonomischen Gründen illegal einwan-
dert. Die Belastungsgrenze ist inzwischen 
erreicht und überschritten. 

Wie wollen Sie das ändern?
Frei: Ich schlage vor, dass Europa das Indivi-
dualrecht auf Asyl abschafft und durch eine 
Institutsgarantie ersetzt. Flüchtlinge sollten 
dann über Kontingente direkt aus dem Aus-
land aufgenommen und auf die europäi-
schen Staaten verteilt werden. Die Größe 
dieser Kontingente könnte sich an den 
durchschnittlichen Aufnahmezahlen in den 
vergangenen zehn Jahren orientieren. Für 
Deutschland wären das rund 150 000 Auf-
nahmen im Jahr. So könnten wir gezielt den 
Menschen helfen, die unseren Schutz am 
meisten brauchen.
Kubicki: Ich glaube nicht, dass das funktio-
nieren würde. Und ich bestreite, dass unser 
Asylrecht an sich schlecht ist. Es wird nur 
nicht konsequent angewandt.

Das müssen Sie erläutern.
Kubicki: Das Asylbewerberleistungsgesetz 
und das Aufenthaltsgesetz stellen fast alle 
Maßnahmen zur Verfügung, um Ausreise-
pflichtige außer Landes zu bringen und die 
Faktoren zu begrenzen, die die Menschen 
anziehen. Das Asylbewerberleistungsgesetz 
schreibt fest, dass Asylbewerber vom ersten 
Tag an arbeitspflichtig sind. Warum wird das 
nicht umgesetzt? Wir könnten auch abge-
lehnte Asylbewerber in sichere Drittstaaten 
bringen, wenn die Abschiebung in die Her-
kunftsländer nicht möglich ist.

Was halten Sie denn von den Kontingen-

„Es gelingt uns nicht 
mehr, zwischen 
Schutzbedürftigen und 
Wirtschaftsmigranten 
zu unterscheiden.“
Thorsten Frei, 
Parlamentarischer Geschäftsführer 
der Unionsfraktion  im Bundestag

Frei: Ich empfinde Ihre Frage als ziemlich 
keck. Ihre FDP ist immerhin Mitglied der 
Bundesregierung. Mit allen Gesetzen, die Sie 
in diesem Bereich in den letzten beiden Jah-
ren gemacht haben, öffnen Sie die Tür weiter. 
Das ist das Gegenteil von Begrenzung.
Kubicki: Nein, nein, es geht darum, dass 
CDU-Landesregierungen auch nicht durch-
setzen, was möglich wäre. Die sind auch für 
Abschiebungen zuständig. 

Herr Frei, es ist noch die Frage zu klären, 
wie bei Ihrem Konzept die Auswahl ge-
troffen werden soll.
Frei: Der Normalfall bei der Auswahl ist die 
Zusammenarbeit mit dem UNHCR. 

Trotz der Kontingente werden Men-
schen an Europas Grenzen stehen, um 
Schutz zu suchen. Was passiert mit 
denen?

„Den Zustand 
einfach hinzunehmen, 
wäre ein Konjunktur -
programm für die AfD.“
Wolfgang Kubicki, 
stellvertretender Vorsitzender der FDP 
und Bundestagsvizepräsident

Wolfgang Kubicki, geboren 
1952, ist stellvertretender 
Vorsitzender der FDP. 
Erstmals saß er von 1990 bis 
1992 im Deutschen 
Bundestag, erneut dann für 
kurze Zeit im Jahr 2002. Er 
war Mitglied des Landtags 
Schleswig-Holstein, bis er 
2017 erneut für seine FDP in 
den Bundestag wechselte. 
Seitdem ist er Bundestagsvi-

zepräsident. Er steht als 
Stellvertreter auch dem 
Ältestenrat vor und ist
 stellvertretendes Mitglied im 
Rechts- und im Innenaus-
schuss. Außerdem arbeitet 
Kubicki als Rechtsanwalt.

Thorsten Frei, geboren 
1973, ist Erster Parlamenta-
rischer Geschäftsführer der 
Unionsfraktion im Bundes-

tag. Von 2018 bis 2021 war er 
als Stellvertretender Vorsit-
zender der Fraktion für 
Innen- und Rechtspolitik 
zuständig, im Bundestag 
sitzt er seit 2013. Zuvor war 
er für neun Jahre 
Oberbürgermeister der 
Stadt Donaueschingen. Bis 
heute ist er Kreisvorsitzen-
der der CDU Schwarzwald-
Baar. rew

DER FDP-POLITIKER UND DER CDU-POLITIKER

E in als radikalisierter Islamist von den 
Behörden registrierter Mann hat in 
Nordfrankreich bei einer Messeratta-

cke in einer Schule einen Menschen getötet 
und zwei weitere lebensgefährlich verletzt. 
Der Täter sei von der Polizei in Arras festge-
nommen worden, teilte Frankreichs Innen-
minister Gérald Darmanin am Freitag mit.  
Die Antiterrorstaatsanwaltschaft übernahm 
nach eigenen Angaben die Ermittlungen we-
gen Mordes und versuchten Mordes mit ter-
roristischem Hintergrund.

Wie der Sender BFMTV berichtete, habe 
der 20 Jahre alte Täter eine Lehrkraft getötet 
und eine weitere verletzt. Zuvor habe er 
„Gott ist groß“ gerufen. Außerdem habe der 
Angreifer, offenbar ein ehemaliger Schüler, 
einen Angestellten des Gambetta-Gymnasi-
ums verletzt. Schüler wurden demnach nicht 
verletzt. Präsident Emmanuel Macron wollte 
zum Ort des Geschehens fahren, teilte der 
Élysée-Palast mit. Ebenso wurden der In-
nenminister und der Kultusminister in Arras 
erwartet. Das Parlament in Paris unterbrach 
seine Sitzung. Der Angreifer und sein eben-
falls festgenommener Bruder sollen aus 
Tschetschenien stammen, berichtete die 
Zeitung „Le Figaro“ unter Verweis auf das In-
nenministerium. Der in Russland geborene 
Täter sei in einer Datei für radikalisierte Per-
sonen geführt worden. dpa

Französischer 
Lehrer erstochen
 Bei dem 20-jährigen Angreifer 
soll es sich um einen radikalisierten 
Islamisten handeln.

Wolfgang Kubicki (l.) 
und  Thorsten Frei 
diskutieren in Berlin.
 Foto: Simone M.Neumann 

„So, wie es ist, 
kann es nicht bleiben“

Interview Ist unser Asylrecht noch zeitgemäß? Ein Streitgespräch mit 
Bundestagsvizepräsident Wolfgang Kubicki (FDP) und dem Parlamentarischen 

Geschäftsführer der Unionsfraktion  im Bundestag, Thorsten Frei.   


